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Allgemeines 
Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wieder über verschiedene 
interessante und aktuelle Themen informieren – ein bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung 
und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 01. Juli 2019 erscheinen.  
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1 Kein Steuerabzug bei Onlinewerbung 
Onlinewerbung z.B. in Form von Bannerwerbung oder Suchmaschinenwerbung ist für viele 
Unternehmen ein wichtiger Marketingbestandteil. Für internetbasierte Geschäftsmodelle ist sie 
essenziell. 

Einige Finanzämter insbesondere in Bayern, aber auch in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
vertraten seit kurzem die Auffassung, dass die Gebühren an ausländische Anbieter von Onlinewerbung 
(Google, Facebook und Co.) in Deutschland einem Steuerabzug i.H.v. 15% unterlägen (vgl. auch 
Mandanten-Informationsbrief vom 1.3.2019, Punkt 5). Hintergrund war, dass die genannten Behörden 
bei der Onlinewerbung nicht länger von einer Dienstleistung, sondern von einer „Nutzungsüberlassung 
von Rechten und ähnlichen Erfahrungen“ ausgingen. In der Folge sahen sich betroffene Unternehmen 
mit erheblichen (zum Teil existenzbedrohenden) Steuernachforderungen konfrontiert. 

Dieser neuen Praxis einzelner Finanzämter wurde nun durch eine Erörterung der obersten 
Finanzbehörden des Bundes und der Länder beim Bundesfinanzministerium in Berlin ein jähes Ende 
bereitet. Dort setzte sich die Auffassung durch, dass bei Vergütungen für Onlinewerbung kein 
Steuerabzug vorzunehmen sei. Dies teilte dann auch das Bayerische Finanzministerium in seiner 
Pressemitteilung vom 14.3.2019 zeitnah mit. Betroffene Unternehmen können also aufatmen! 

Es bleibt die Erkenntnis: Will man großen Internetkonzernen faire Steuerzahlungen in Deutschland 
abverlangen, so ist dies Aufgabe der Politik. Kreative Rechtsauslegungen durch die Finanzverwaltung 
sind insbesondere fehl am Platz, wenn die eigentlich „unbeteiligten“ Kunden der Internetkonzerne in 
Haftung genommen werden sollen. 

2 Schätzungsweise Aufteilung des Gesamtpreises auf Übernachtung und 
Frühstück bei Beherbergungsbetrieben 

Beherbergungsleistungen unterliegen dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. Erbringt der Betrieb 
auch Frühstücksleistungen, unterliegen diese Umsätze dem Regelsteuersatz von 19 %.  

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil vom 28.11.2018 (7 K 7314/16) entschieden, dass 
Frühstücksleistungen auch dann von der Steuerermäßigung ausgenommen sind, wenn sie 
Nebenleistungen zu den ermäßigt zu besteuernden Übernachtungsleistungen sind. Ein Gesamtpreis 
für Übernachtung und Frühstück müsse auf die beiden Leistungen aufgeteilt werden. Eine Schätzung 
von 80 % Übernachtungsleistung und 20 % Frühstücksleistung führe zumindest dann zu angemessenen 
Ergebnissen, wenn der so ermittelte Frühstückspreis sich im Rahmen des am örtlichen Markt Üblichen 
hält. Eine Schätzung anhand der Kalkulation des Gesamtpreises durch den Unternehmer komme nur 
in Betracht, wenn eine solche Kalkulation im Vorhinein erstellt worden sei.  

Hinweis: 

Im entschiedenen Fall bestand für Übernachtungsgäste nicht die Möglichkeit, das Frühstück (mit 
entsprechender Preisminderung) „abzuwählen“. Daher erschien eine Aufteilung nach den 
Einzelverkaufspreisen nicht möglich. Auch konnte der Einzelverkaufspreis für die 
Übernachtungsleistung aufgrund dessen nicht im Wege der Subtraktion des Einzelverkaufspreises für 
ein Frühstück (an Nicht-Übernachtungsgäste) vom Gesamtpreis für die jeweilige Übernachtung mit 
Frühstück ermittelt werden. 
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3 Beiträge zur Praxisausfallversicherung 
Die steuerliche Rechtsprechung hat mehrmals entschieden, dass eine sogenannte 
Praxisausfallversicherung, die fortlaufende Betriebskosten im Falle einer Erkrankung des 
Betriebsinhabers erstattet, eine private Versicherung darstellt. 

Die Versicherungsleistung ist nicht zu versteuern. Umgekehrt sind insoweit die an die Versicherung 
gezahlten Beiträge nicht als Betriebsausgaben abziehbar. 

Abgrenzung: 

Anders sind die evtl. mitversicherten Risiken von Brand, Einbruch, Diebstahl oder Quarantäne zu 
beurteilen. Diese Risiken hängen mit dem Betrieb zusammen. Entsprechende Leistungen der 
Versicherung sind damit Betriebseinnahmen, die Versicherungsbeiträge können insoweit als 
Betriebsausgaben abgezogen werden. 

4 Überlassung (Elektro)Fahrräder an Mitarbeiter 
Seit dem 1.1.2019 ist die Überlassung von Fahrrädern an Arbeitnehmer zur privaten Nutzung 
einkommensteuerfrei. Voraussetzung ist, dass die Überlassung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn erfolgt und das Fahrrad darf kein Kraftfahrzeug im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 
2 EStG sein. 

Aktuell ist die Regelung auf die Jahre 2019 – 2021 befristet. An einer Ausweitung der zeitlichen 
Anwendung wird gerade gearbeitet. 

Vorsicht: 

Die Steuerfreiheit gilt derzeit nicht bei der Umsatzsteuer. Sollte hier eine Änderung zu Gunsten der 
Arbeitgeber eintreten, werden wir Sie unverzüglich informieren. 

Keine Anrechnung auf die Entfernungspauschale 

Der steuerfreie geldwerte Vorteil ist nicht auf die Entfernungspauschale anzurechnen. 

Achtung bei Gesellschafter-Geschäftsführer 

Diese Regelung gilt für alle Arbeitnehmer. Somit auch für die Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
GmbH. Sollte aber ausschließlich der Gesellschafter-Geschäftsführer ein Dienstfahrrad zur privaten 
Nutzung gestellt bekommen, dann ist Vorsicht geboten. Es könnte eine verdeckte 
Gewinnausschüttung ausgelöst werden. 

Welche Fahrräder sind begünstigt? 

Nach dem Gesetzeswortlaut wäre der geldwerte Vorteil nur steuerfrei, wenn die Anschaffung des 
Fahrrads nach dem 31.12.2018 erfolgt. 

Hier kommt eine Erleichterung: In den gleich lautenden Erlassen vom 13.3.2019 ist die Regelung 
enthalten, dass es bei Überlassung an einen Arbeitnehmer nicht auf den Anschaffungszeitpunkt, 
sondern auf den erstmaligen Überlassungszeitpunkt ankommt. Dies bedeutet, dass es bei einer ab 
1.1.2019 erstmaligen Überlassung eines vor dem 1.1.2019 angeschafften Fahrrads an einen 
Arbeitnehmer zur Steuerfreiheit kommt. 

Es bleibt aber beim steuerpflichtigen geldwerten Vorteil (alte Regelung), wenn das (Elektro)Fahrrad 
bereits vor dem 1.1.2019 zur privaten Nutzung überlassen wurde. 
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5 Kfz-Überlassung bei Minijobs nicht üblich 
Der Bundesfinanzhof hat mit dem Urteil vom 10.10.2018, X R 44/17 nochmals bestätigt, dass die Kfz-
Überlassung bei Minijobs (geringfügig Beschäftigten) nicht fremdüblich sei und deswegen unter 
nahestehenden Personen nicht anzuerkennen sei. Dadurch ist dem gesamten Dienstverhältnis die 
steuerliche Anerkennung zu versagen – kein Betriebsausgabenabzug! 

Fazit 

Aufgrund der ablehnenden steuerlichen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu Kfz-Gestellung bei 
Minijobbern, der Nachteile über § 107 GewO und des nicht mehr kalkulierbaren Aufwands (bezogen 
auf die private Kfz-Nutzung) ist von Pkw-Überlassungen an 

• Mini-Jobber 
• Beschäftigte in der Gleitzone (ab 1.7.2019 Übergangsbereich) 
• Mitarbeiter, bei denen der Netto-Lohn nach Abzug eines möglichen Sachbezugs unter der 

Pfändungsgrenze liegt 

dringend abzuraten. 

Dies sowohl bezogen auf nahestehende Personen als auch bei familienfremden Arbeitnehmern. 

Weiteres neues Problem bei Minijobs 

Wird die Nutzungsüberlassung im Rahmen des Minijobs ertragsteuerlich nicht anerkannt, so will die 
Finanzverwaltung nun auch den Vorsteuerabzug aus der Anschaffung des Pkw versagen! Diese 
Rechtsfrage liegt derzeit unter dem Az. V R 31/18 beim Bundesfinanzhof. 

6 Werbungskostenabzug bei Vermietungsabsicht einer selbstgenutzten 
Wohnung 

Renovierungskosten der eigenen Wohnung während der Selbstnutzung können steuerlich nur 
eingeschränkt im Rahmen der haushaltsnahen Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen geltend 
gemacht werden. Beabsichtigt der Eigentümer die dauerhafte Vermietung dieser Wohnung, sind die 
nach seinem Auszug entstandenen Renovierungskosten als vorweggenommene Werbungskosten 
steuerlich abzugsfähig, wenn die Vermietungsabsicht nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird. Hat 
er sich noch nicht endgültig zur Vermietung entschieden, sind die Renovierungskosten erst dann 
abzugsfähig, wenn eine endgültige Vermietungsabsicht besteht. Diese kann z. B. durch 
Zeitungsanzeigen oder die Beauftragung eines Maklers nachgewiesen werden. So lautet das Urteil des 
Finanzgerichts München vom 24.07.2018 (2 K 2058/17). 

7 Kein privates Veräußerungsgeschäft bei kurzfristiger Vermietung 
Ist der Gewinn aus der Veräußerung einer nach langjähriger Eigennutzung kurzzeitig vermieteten 
Eigentumswohnung innerhalb von 10 Jahren seit deren Erwerb steuerpflichtig? Das Finanzgericht (FG) 
Baden-Württemberg verneinte dies mit Urteil vom 7. Dezember 2018 (Az. 13 K 289/17).  

Der Kläger hatte 2006 eine Eigentumswohnung erworben und diese bis April 2014 durchgehend zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt. Von Mai 2014 bis Dezember 2014 vermietete er diese an Dritte. Mit 
notariellem Kaufvertrag vom 17. Dezember 2014 veräußerte er die Eigentumswohnung. Das beklagte 
Finanzamt ermittelte einen steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn in Höhe von 44.338 EUR. Hiergegen 
wandte sich der Kläger. Seiner Ansicht nach war die Veräußerung nicht steuerbar, da er die Wohnung 
im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorausgegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt habe. § 23 EStG erfordere keine „ausschließliche“ Nutzung zu eigenen Wohnzwecken. 
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Die Klage hatte vor dem FG Baden-Württemberg Erfolg. 

§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 2. Alternative EStG erfordert nach seinem klaren Wortlaut - anders als 
die 1. Alternative - keine Ausschließlichkeit der Eigennutzung. Es genügt „eine Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren. Diese muss - mit 
Ausnahme des mittleren Kalenderjahres - nicht während des gesamten Kalenderjahres vorgelegen 
haben. Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des BFH genügt ein zusammenhängender 
Zeitraum der Eigennutzung, der sich über drei Kalenderjahre erstreckt. Für eine solche Auslegung 
spricht auch die Gesetzesbegründung: Der Gesetzgeber hat eine ungerechtfertigte Besteuerung von 
Veräußerungsvorgängen bei Aufgabe des Wohnsitzes (z.B. wegen Arbeitsplatzwechsels) vermeiden 
wollen. Diesem Zweck widerspreche es, den Veräußerungsgewinn bei einer kurzzeitigen 
Zwischenvermietung bis zur Veräußerung zu besteuern. Ist im Übrigen die (längerfristige) Vermietung 
vor Beginn des Dreijahreszeitraums unschädlich, ist nicht nachvollziehbar, warum eine kurzzeitige 
Vermietung bis zur Veräußerung am Ende einer langjährigen Eigennutzung zur Steuerpflicht führen 
sollte. Eine kurzzeitige Vermietung am Ende des Dreijahreszeitraums muss erst recht dazu führen, dass 
die Veräußerung nicht steuerbar ist. Entgegen der Ansicht des beklagten Finanzamts ist nicht zwischen 
einem steuerunschädlichen Leerstand und einer steuerschädlichen Vermietung zu differenzieren. 

Das Finanzamt legte Nichtzulassungsbeschwerde ein (Az. BFH IX B 28/19). Daher ist das Urteil des FG 
noch nicht rechtskräftig. 

8 Vermietungsplattform Airbnb muss Identität von Wohnungsvermietern 
preisgeben 

In vielen Städten Deutschlands gilt für Wohnraum ein Zweckentfremdungsverbot. Danach dürfen 
private Wohnungen nicht oder nur in begrenztem Umfang als Ferienwohnungen vermietet werden. In 
München ist danach eine Vermietung privater Wohnräume länger als acht Wochen im Kalenderjahr 
für Zwecke der Fremdbeherbergung genehmigungspflichtig.  

Die Stadt München hat daher von der in Irland ansässigen Vermietungsplattform Airbnb Auskunft 
darüber verlangt, welche Vermieter im Stadtgebiet München im Zeitraum Januar 2017 bis Juli 2018 
Wohnungen über die Plattform vermietet und dabei die Höchstdauer von acht Wochen überschritten 
haben.  

Zu Recht, wie das Verwaltungsgericht München mit Urteil vom 12.12.2018 (M 9 K 18.4553) bestätigte. 
Die Betreibergesellschaft von Airbnb muss, weil sie in Deutschland tätig wird, die nationalen 
Vorschriften befolgen. Daran ändert auch der irische Firmensitz nichts. Da die Stadt München sachlich 
und örtlich zuständig war und kein Verstoß gegen EU-Recht oder datenschutzrechtliche Bestimmungen 
vorlag, war nicht nur das Auskunftsverlangen, sondern auch das zusätzlich angedrohte Zwangsgeld in 
Höhe von 300.000 € für den Fall der Zuwiderhandlung rechtmäßig. 

9 Weitere Informationen  
Die vorstehenden Ausführungen und Beiträge sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand verfasst 
worden. Es handelt sich nicht um abschließende Informationen und ersetzt keine Beratung. Eine 
Haftung für den Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher nicht übernommen werden. 

Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen Themen. 

Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Besprechungstermin. Wir analysieren individuell Ihre 
persönliche Situation, zeigen Ihnen Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen 
Gestaltungsempfehlungen. 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_23/?SprungMarke=ja_1sn_1
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